
„Barrierefreiheit beim Zugang zu Gütern und Dienstleistungen“  
– Thesen von Uwe Boysen (Vorsitzender Richter am Landgericht i. R.) – 

 

1. Barrierefreiheit für Produkte und Dienstleistungen der Privatwirtschaft ist eine langjährige 
Forderung der Organisationen von Menschen mit Behinderungen.  

Ihre Umsetzung im Barrierefreiheitsstärkungsgesetz (BFSG) auf der Grundlage des 
European Accessibility Act (EAA) ist nur unvollkommen gelungen und bedarf in 
verschiedenen Ausprägungen der Nachbesserung in AGG und BFSG.  

 

2. Dabei gilt es zunächst, die seit Langem bestehende Forderung, den Begriff der 
angemessenen Vorkehrungen in AGG und BFSG zu integrieren, in einer Reform 
umzusetzen, wie auch schon im Evaluationsbericht von 2022 dargelegt. Der Begriff weist 
die notwendige Flexibilität auf, um vertretbaren Aufwand zu steuern.  

 

3. Dringend notwendig ist es, weitere Bereiche der Privatwirtschaft in den 
Anwendungsbereich des BFSG einzubeziehen. Zu denken ist etwa bei Produkten an 
Haushaltsgeräte oder Unterhaltungselektronik und bei Dienstleistungen an solche der 
privaten Versicherungswirtschaft, die unverständlicherweise bisher nicht vom Gesetz. 
erfasst werden.  
 
 

4. Unzureichend sind bisher die Regelungen zur Marktaufsicht. Zum einen erscheint es bei 
den speziellen Problemen, die sich mit Barrierefreiheit stellen, völlig inakzeptabel, diese 
Aufgaben an Länderbehörden zu übertragen. Zum anderen befürchten wir ein massives 
Vollzugsdefizit, da nicht erkennbar ist, woher Menschen mit den notwendigen 
Kompetenzen auf Länderebene für diese Aufgaben gewonnen werden können. Offenbar 
sind bisher gegenüber der EU noch nicht einmal konkret die Aufsichtsbehörden benannt 
worden.  

 

5. Sollen die Vorschriften des BFSG zu einer spürbaren Verbesserung der Zugänglichkeit 
von Produkten und Dienstleistungen führen, so müssen die genannten Aspekte dringend 
in einer Reform des Gesetzes berücksichtigt werden.   


